
darüber bedeutsame Erklärungen gege
ben. Das wird dem Leser allerdings ver
schwiegeen. 
Der zweite Teil des Buches behandelt die 
Organisation der OAU in einer knap
pen Skizze. Der dritte Teil ist ein um
fangreicher Dokumentenanhang nebst 
einer Chronologie der Tagungen von 
OAU-Gremien. Hierin und in den zahl
reichen Zitaten von manchmal schwer 
zugänglichen Reden, aus denen der erste 
Teil des Buches kompiliert ist, könnte 
vielleicht ein Wert der Veröffentlichung 
als Dokumentation gesehen werden. 

Dieter Schröder 

LOUIS HENKIN 
How Nations Behave. Law and Foreign 
Policy. Pub!. for the Council on Foreign 
Relations by PalI Mall Press London 
1968 XII, 324 S., 63 sh. 

Henkin vertritt in diesem Buch mit 
Nachdruck die These, daß das interna
tionale (vor allem Völker-)Recht ein 
relevanter Faktor zwischenstaatlicher 
Beziehungen ist, und zwar nicht im Sin
ne der wohlmeinenden aber wirkungs
losen pamphletistischen Forderungen 
nach "mehr Recht" (nur gelegentlich 
klingt dieser Ton durch) . Seine These 
ist vielmehr als tatsächliche Feststellung 
gemeint. Sie ist konkreter, nüchterner 
und reicht zugleich viel weiter : das Völ
kerrecht i s t  ein realer, wirksamer Fak
tor, der das Verhalten der Staaten ganz 
wesentlich beeinflußt ("how nations be
have").  H. spricht mit der Kompetenz 
dessen, der lange Jahre hindurch von 
einer praktischen Tätigkeit im Depart
ment of State aus das Staatenverhalten 
aus großer Nähe und Beteiligung beob
achten und dann als akademischer Leh
rer (Nachfolger von Ph. C. Jessup an 
der Columbia Universität) darüber re
flektieren konnte. Ausgehend von der 
- postulierten oder beobachteten -
Progression in den zwischenstaatlichen 
Beziehungen von Gewalt über Diploma
tie zum Recht stellt er fest, daß dessen 
tatsächliche Tragweite zwar weit ent
fernt ist vom Ideal legalistischer Welt
verbesserer, aber auch vom Zynismus 

der "Realisten", deren Skeptizismus je
de Relevanz des Völkerrechts verneint. 
Bestimmt diese einseitig negative Beur
teilung den Staatsmann oder Diploma
ten (etwa : es sei unrealistisch und illu
sionär, Institutionen oder Normen zu 
schaffen, die ja doch von Dritten miß
achtet werden), so ergibt sich leicht eine 
"Eskalation des Völkerrechtsskeptizis
mus" ,  die auch das bestehende Rechts
gewebe zerstört. H. setzt sich im letzten 
Kapitel mit den prominentesten "reali
stischen" Kritikern des " legalistisch-mo
ralistischen" Momentes in der amerika
nischen außenpolitischen Praxis, Kennan 
und Morgenthau, auseinander. Die man
gelnde Schärfe der Grundbegriffe der 
Realisten wie des "national interest" er
möglicht es, das Völkerrechtsinteresse in 
eben diese Begriffe einzubeziehen. Es ist 
ein bloßer Truismus zu sagen, daß Staa
ten (oder Individuen) die Vor- und 
Nachteile der Rechtsbefolgung abwägen, 
sich für die Rechtsverletzung entschei
den und die Konsequenzen in Kauf neh
men mögen. Aber die Realisten gehen 
davon aus, daß Rechtsbefolgung und 
Nationalinteresse unüberbrückbare Ge
gensätze sind, die fast nie zusammenfal
len. Sie sehen einen Gewinn für das na
tionale Interesse praktisch nur in der 
Rechtsverletzung. Dagegen kann dieser 
Gewinn sehr gut - wichtig ist die lang
fristige Perspektive - gerade in der 
Achtung für das Recht liegen, in der 
dadurch geförderten wechselseitigen 
Voraussehbarkeit des Verhaltens und 
damit der Stabilität der internationalen 
Beziehungen. Entscheidend ist (263), daß 
sich selten die eindeutige Alternative : 
nationales Interesse 0 d e r  Rechtsbeach
tung, stellt, sondern daß der Staatsmann 
in der Regel zwischen konkurrierenden 
nationalen Interessen wählen muß, zu 
denen auch die Rechtsbefolgung gehört, 
selbst wenn die Preisgabe etwaiger un
mittelbarer aus einer Verletzung sich er
gebender Vorteile "schmerzt" .  Das zu 
übersehen ist die Selbsttäuschung und 
schädliche Auswirkung der "realisti
schen" Theorie, die nach H. nicht ein
mal der Wirklichkeit gerecht wird. Denn 
Staaten beachten, im obigen Sinne "even 
if it hurts" ,  das Völkerrecht in wesent-
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lich größerem Umfange als oft ange
nommen. H. will gerade zeigen, daß 
"cynical ,realism' about international 
law is unrealistic, that it does not re
flect the facts of international life ; law 
i s a major force in international affairs ; 
nations rely on it, invoke it, observe 
and are influenced by it in every aspect 
of their foreign relations" (6). 
Um das zu zeigen, lenkt H. die Auf
merksamkeit, die gerade von Nichtju
risten oft auf "drama and grand design" 
gerichtet wird, auf die einverständliche, 
rechtliche Infrastruktur der internatio
nalen Beziehungen, auf das komplizierte 
und verzweigte Geflecht von Rechts
orientierten Bindungen zwischen Staa
ten, die täglich, oft in kleinen Dingen, 
aber in unendlicher Vielfalt miteinander 
in Berührung und Austausch treten und 
diese Verbindungen dem Rechte gemäß 
gestalten und abwickeln - routinemä
ßig, undramatisch, nicht kontrovers. 
Das gilt sogar noch für die Zeit des 
Kalten Krieges zwischen den Blöcken 
und übermächten (vgl. Kap. VIII) . Prak
tisch jede Beziehung zwischen Staaten 
- globale Interdependenz ist überall 
einsichtig - beruht auf grundlegenden 
rechtlichen Begriffen (Staat, Anerken
nung, interne Souveränität, Gebiet, Na
tionalität, Territorialgewässer, Diploma
tie, Vertrag usw.), auf deren Respek
tierung und darauf basierenden rechtli
chen Regelungen. Für deren Wirksam
keit bedarf es keines world government. 
Recht als alldurchdringende Kraft ist 
auch mehr als der "policy-oriented, 
comprehensive process of authoritative 
decision-making" im Sinne der norm
auflösenden Theorien McDougals (Kri
tik daran 35 ff.). Trotz aller Unsicher
heit der Normbedeutung gibt es in der 
Regel einen festen unkontroversen 
Norm-Kern, den Staaten be- oder miß
achten können. H. unterstreicht immer 
wieder, daß "almost all nations observe 
almost all principles of international law 
and almost all of their obligations al
most all of the time" (42). Man mag 
das optimistisch finden und eine diffe
renzierende Betrachtung vermissen : sind 
alle Normen gleich wichtig? Wiegt nicht 
die gelegentliche Verletzung wichtigerer 
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Normen (des Gewaltverbotes?) schwe
rer als die stetige Beachtung der weni
ger wichtigen? H. selbst besteht auf der 
zentralen Rolle des Gewaltverbotes 
( 127 ff.). Aber auch hier fällt er dassel
be optimistische Urteil - obwohl es seit 
1945 weit über 1 00 größere Gewaltan
wendungen gegeben hat. Es läuft auf 
die Frage des Temperamentes oder die 
Wahl der Perspektive hinaus : ob man 
das Glas halb leer oder noch halb ge
füllt sieht. 
Natürlich ist es leichter, die Rechtsver
letzung sichtbar zu machen als die 
Rechtsbefolgung. Beachten die USA täg
lich das Völkerrecht, wenn sie die un
geschützte Grenze Kanadas nicht verlet
zen (43)?  Sicher stellt sich die Frage mit 
einiger Relevanz erst, wenn die Versu
chung besteht, sie zu verletzen und dies 
gleichwohl nicht geschieht - weitere 
Fragen dann, welche Rolle dabei das 
Recht spielt. H. sucht diesen Erwägun
gen ihren spekulativen Charakter zu 
nehmen, indem er sich darauf besinnt, 
daß das (internationale) Recht Vorteile 
(Funktionieren des internationalen Ver
kehrs, Stabilität, Ordnung) zu einem be
stimmten Preis (Beschränkung der eige
nen Handlungsfreiheit) (32) bietet. Er 
stellt gewissermaßen eine Gewinn-Ko
sten-Rechnung für den Staat auf, der 
vor der Wahl steht, eine Norm zu be
achten oder zu verletzen (Kap. IV ff.). 
In diesem Kalkül wird nach H. die 
Normbefolgung in der Mehrzahl der 
Fälle den größeren Vorteil bringen, al
so zu rechtsgemäßem Handeln führen, 
oder umgekehrt formuliert : Staaten re
spektieren in der Regel das Recht, es 
sei denn die Nichtbefolgung verspreche 
einen bedeutenden Vorteil im Verhält
nis zu den "Kosten" .  "That internatio
nal law will be generally observed is an 
assumption built into international re
lations. Nations have a common inter
est in keeping the society running and 
keeping international relations orderly" 
(48). Die von H. durchaus gesehene (et
wa 63) Schwierigkeit liegt darin, daß 
dieses "enlightened interest" sehr subti
ler und langfristiger Natur ist und oft 
von dem greifbaren Vorteil einer
Rechtsverletzung verdrängt wird. Je-
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denfalls ist die Frage der formellen 
Sanktionen in diesem Zusammenhang 
ziemlich unerheblich. In der horizonta
len internationalen Ordnung fehlen sie 
fast völlig. Es sind die Reaktionen des 
unmittelbaren Partners oder mehrerer 
Partner, einer Staatengruppe, der Staa
ten-"Gemeinschaft", der internationalen 
öffentlichen Meinung - der eigene in
ternationale "Kredit" -, welche oft ge
wichtiger sind als die unmittelbaren 
Vorteile einer Rechtsverletzung und so 
zur Rechtsbefolgung anhalten. Es sind 
wohl die interessantesten und verdienst
vollsten Teile des Buches (Kap. III-VI), 
in denen H. die externen und internen 
Faktoren untersucht, die in diesem Sin
ne für oder gegen die Rechtsbeachtung 
wirken. So erörtert H. etwa die unter
schiedlichen Lagen im Beziehungsge
Hecht zwei- oder mehrseitiger Verträge 
mit symmetrischen oder asymmetrischen 
Rechten, Pflichten und Interessen und 
die daraus resultierenden Chancen ihrer 
Einhaltung oder Verletzung. Eine Rolle 
spielen weiter etwa das fait accompli, 
die Ungewißheit über den Inhalt der 
Norm wie über die negativen Folgen 
ihrer Verletzung. Von den internen Fak
toren sind hervorzuheben etwa die In
teressen bestimmter Bürokratien an der 
Normbeachtung oder ein "nationaler 
Stil" der Normbefolgung - ein vager 
und gefährlicher Begriff, was deutlich 
wird, wenn H. ihn konkret auf die USA 
bezieht (58 ff.) oder allgemein mit be
stimmten internen politischen Struktu
ren in Verbindung bringt. All dies ist 
(obwohl H. noch genauere überlegun
gen anstellt, die hier nicht in extenso 
wiedergegeben werden können) mehr 
spekulativ als verifizierbar, beeinflußt 
von ideologischen Prämissen. Die Of
fenheit der demokratischen Gesellschaft 
etwa kann sowohl den Rechtsgedanken 
mäßigend zur Geltung bringen als auch 
die verantwortlich Handelnden dem 
Druck der politischen Leidenschaft be
sonders intensiv aussetzen (die amerika
nische Reaktion auf die kubanische Ent
wicklung ist ein Beispiel dafür) . Es han
delt sich hier im Grunde nur um topoi, 
deren Zusammenhang und Bedeutung 
noch weitgehend unerforscht und die 

vorläufig für jedwede Schlußfolgerung 
verwendbar sind (bezeichnenderweise 
tauchen z. T. dieselben topoi in dem 
Kapitel über die Gründe der Rechts
befolgung ebenso auf wie in jenem über 
die Rechtsverletzung). Und wenn H. die 
filternde, bremsende, norm-orientierte 
Wirksamkeit des Amtes des Rechtsbera
ters im Departement of State (mit 60 
Juristen) hervorhebt (62 ff.), so ist das 
im Hinblick auf die zahlreichen Routi
neangelegenheiten wohl richtig. Aber 
man mag an dieser Wirksamkeit zwei
feln, wenn der Legal Adviser sid1 an
läßlich der Kuba-Krise 1 962 gegen das 
"fundamentalistische Denken" im Völ
kerrecht wendet, um seriöse Kritiker 
der Irrelevanz zu zeihen. 
Sehr kluge Bemerkungen macht H. (76 
ff.) über die besondere Natur von "po
litischen Verträgen" :  Friedensverträgen, 
Kolonial- oder Bündnisverträgen usw., 
und die besonderen Bedingungen ihrer 
Realisierung. Sie sind entweder nur der 
Form nach Verträge (Friedensvertrag 
nach bedingungsloser Kapitulation), 
oder die tatsächliche übereinstimmung 
deckt nur e i n  e n Punkt (die Beendi
gung der Feindseligkeiten in Indochina 
1 954), während zahlreiche andere Fra
gen mitgeregelt werden ; oder sie sind 
an einen ganz spezifischen, sich wandeln
den Zweck gebunden (eine auswärtige 
Bedrohung) . Daraus allein folgt noch 
nicht eine besondere Rechtsnatur dieser 
Verträge. H. beschäftigt sich nur mit 
dem spezifischen "calculus of complian
ce" in diesen Fällen, der mehr als sonst 
üblich von der Veränderung oder Kon
stanz der Kräfte und Umstände be
stimmt wird, die den Vertrag in seiner 
ursprünglichen Gestalt trugen. Teile et
wa der Friedens- oder Bündnisverträge 
lösen sich in ihrer praktischen Wirksam
keit auf, ohne daß sie insoweit förmlich 
aufgehoben würden. Die Verletzung 
wird dennoch nicht (in erster Linie) als 
R e  c h t s verletzung empfunden (vgl. 
Frankreich und die NATO). - Es wä
re nötig, diese Frage theoretisch zu ver
tiefen. Der Hinweis auf die clausula re
bus sic stantibus erschöpft sie sicher 
nicht. 
Man mag einwenden, die "Rechtsüber-
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zeugung" spiele danach gar keine Rolle 
mehr (vgl. 88 ff.). Für die Frage, ob 
und warum Staaten rechtskonform han
deln oder nicht, kommt es darauf tat
sächlich wenig an. Dieser Faktor ist al
lenfalls einer neben vielen anderen ef
fektiven 'Gründen, und nur das Ver
ständnis für deren Totalität vermittelt 
Einsicht in den Rechtsprozeß und die 
Möglichkeit, ihn noch wirksamer zu ge
stalten. H's Fragestellung versagt al
lerdings dort, wo - keineswegs selten 
- Staaten eben nicht rational kalkulie
rend handeln (weshalb auch die Eskala
tionsmodelle oder wenigstens ihr Be
grenzungseffekt illusorisch bleiben müs
sen), ganz abgesehen davon, daß Nor
men wie Tatsachen mehrdeutig sein kön
nen. 
In einzelnen Konfliktsituationen sucht 
H. so dann (Teil 4, Kap. XII-XVI) die 
vorher abstrakt erörterte tatsächliche 
Wirksamkeit des Rechtsmomentes nach
zuweisen : an Hand der Suez-Krise 1956, 
der Entführung und Aburteilung A. 
Eichmanns und des Kuba-Konflikts 
1962. Hier geht es ihm konsequent pri
mär nicht um die Herausarbeitung des 
relevanten Rechts (H. präsentiert die 
möglichen Argumentationsketten je
doch mit großer Klarheit), sondern um 
die Frage, ob der Rechtsstandpunkt im 
außenpolitischen Entscheidungsprozeß 
zur Geltung gekommen, ob er wirksam 
gewesen ist oder versagt hat. H. arbei
tet den politischen Kontext etwa in der 
Kuba-Krise vom Oktober 1962 sehr 
klar heraus (2 1 6  ff.), sodann für die 
USA die möglichen Alternativen und 
die Bedeutung auch des Rechtsgesichts
punktes bei deren schließlicher Eliminie
rung zugunsten der bekannten relativ 
maßvollen "Quarantäne" .  H. weist die 
offiziellen amerikanischen Argumente 
zurück, obwohl er noch in der Tatsache 
ihrer Heranziehung den Rechtsrespekt 
wirksam sieht. Dem naheliegenden Ein
wand der Propaganda ist entgegenzuhal
ten, daß es durchaus auch bedeutsam 
ist, wie ein Staat sein Verhalten öffent
lich rechtfertigt - ob mit dem Hin
weis auf seine Stärke oder mit immer
hin diskutablen rechtlichen Argumen
ten. Diese sind jedoch hier letztlich nicht 
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haltbar : die Berufung auf die OAS-Emp
pfehlung im Verhältnis zur Sowjet
union, die angebliche stillschweigende 
und nachträgliche Billigung ("authoriza
tion ") durch den Sicherheitsrat gern. 
Art. 53 SVN, die Gewaltanwendung 
(oder -drohung) "für Zwecke der Ver
einten Nationen" .  H. legt besonderes 
Gewicht darauf, daß die USA sich nicht 
auf Art. 5 1  SVN (Selbstverteidigung) 
berufen haben, weil er - H. - selbst 
sich mit großem Nachdruck gegen die 
extensive Auslegung dieser Bestimmung 
wendet (232 ff.), sie auf " actual armed 
attack" beschränkt sehen und antizipier
te Selbstverteidigung unbedingt aus
schließen möchte, mit Ausnahme allen
falls gewisser extremer Situationen in 
der Bedrohung mit Nuklearwaffen, zu 
denen Kuba jedenfalls nicht gehört ha
be. Anderfalls werde der Begriff der 
Selbstverteidigung so ausgedehnt, daß 
"it swallows up the rule of Art. 2 (4) 
against the use of force" (235) . H. ist 
vor allem deshalb so peinlich darauf 
bedacht, jede Nähe zu Art. 5 1  zu ver
meiden, weil er die Präzedenzwirkung 
des Kuba-Falles in dieser Richtung 
fürchtet und sie ausschalten möchte. Das 
dürfte jedoch Illusion sein. Abgesehen 
davon, daß andere Völkerrechtler (z. B .  
Mallison, McDougal) sofort den Art. 51  
herangezogen haben, läßt s ich die Prä
zedenzwirkung nicht durch die aus
drückliche Verwendung oder Nichtver
wendung bestimmter Wortsymbole 
durch die amerikanische Regierung fest
legen. Ganz abgesehen davon, daß diese 
Regierung zwar jede ausdrückliche Be
zugnahme auf Art. 51 unterlassen, an
dererseits aber - was H. übersieht -
das Vokabular aus dem weiteren Bereich 
der Selbstverteidigung verwendet hat 
(so Kennedy in seiner Rede vom 22. 
Oktober 1962), hängt die juristische 
Verwendbarkeit des Falles von seinen 
künftigen Interpreten ab. 
H. unterliegt dabei einer Selbsttäu
schung, zunächst wenn er meint, Art. 2 
Abs. IV SVN sei gar nicht tangiert ge
wesen - dann allerdings cadit quaestio. 
Es ist indessen kaum zu bezweifeln, daß 
der amerikanischen Reaktion eine (im
plizierte) Drohung mit extremer Ge-
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waltanwendung im Sinne dieser Bestim
mung gegen die Sowjetunion oder/und 
Kuba zugrundelag (das führt H. im 
Grunde selbst früher aus, obwohl er es 
hier - S. 239 - in Abrede stellt und 
sich außerdem wieder auf das von ihm 
zuvor kritisierte Argument der über
einstimmung dieser Gewaltanwendung 
mit den Zwecken der Vereinten Natio
nen beruft) . H. braucht aber die Reser
vierung von Art. 2 Abs. IV SVN für 
die "große Gewaltanwendung gegen 
Staaten" ,  für Gewaltanwendung "inci
dental to the enforcement of accepted 
rights" (238) - also gewaltsame Selbst
hilfe zur Rechtsdurchsetzung? Klassi
sches bellum iustum? Eben das wollte 
die Charter mit Sicherheit eliminieren 
- um damit die Kuba-Aktion zu legi
timieren. Denn der eigentliche Inhalt 
dessen, was im Oktober 1 962 von der 
Staatenwelt akzeptiert wurde und den 
Präzedenzwert ausmache, sei nicht eine 
Ausdehnung erlaubter Gewaltanwen
dung, sondern die Anerkennung einer 
gewissen Begrenzung - unter besonde
ren Bedingungen (d. h. des prekären 
nuklearen Gleichgewichts) - des Rechts 
zum Transfer und zur Aufstellung von 
Waffen. Unabhängig von der (Un-) 
Rechtmäßigkeit solcher Maßnahmen, 
"where the aggrieved nation has a right 
to object it may aiso enforce this ob
jection by limited means, including a 
modicum of force if necessary" (239. -
Es ist völlig unerfindlich, woher dieses 
"right to interfere" (240) mit diesen 
Maßnahmen kommen soll, selbst wenn 
das Recht zum Waffen erwerb im In
teresse der Sicherheit aller begrenzt 
werden sollte (aber wie? Durch 
Gewohnheitsrecht zu Lasten der Betrof
fenen, die im Zeifel - s. Kuba - nicht 
zustimmen werden? Oder sollte es sich 
nicht vielmehr nur um den kohegemo
nialen Zug in der Politik der übermäch
te handeln?). Aber selbst wenn man 
dies zugesteht : Woher das "Recht", die
ses "Recht" (to interfere) gewaltsam 
durchzusetzen? Das Argument propor
tionaler Begrenzung gibt nichts her ; die 
Proportionalität ist in diesen Zusam
menhängen ohnehin eine beliebig aus
füllbare Leerformel, weil es keine festen 

Zielmaßstäbe - proportional im Hin
blick worauf? - gibt. Aber gesetzt all 
dies wäre durch Kuba als erst künftige 
Entwicklung eingeleitet : Welcher von H. 
erhoffte Vorteil ergäbe sich gegenüber 
der von ihm perhorreszierten Anwen
dung des Art. 5 1  SVN? Es wird be
fürchtet : keiner. H. läßt im Ergebnis 
Gewaltanwendung zu (oder sieht den 
Anfang der Herausbildung einer entspre
chenden Regel), um die Veränderung 
eines waffentechnologischen labilen 
Gleichgewichtes zu verhindern. Wir be
geben uns damit auf eine schiefe Ebene 
ohne Halt. Unschärfere Grenzen lassen 
sich kaum denken : "kein Waffentrans
fer unter bestimmten Bedingungen" .  
Nach welchen Maßstäben - wer ent
scheidet? Bleibt man dagegen im Selbst
verteidigungsbereich, so kann man allein 
um deswillen natürlich dem Staatshan
deln keine Schranken auferlegen. Aber 
dieser Problembereich hat eine lange 
und bekannte Geschichte (z. B.  der Ca
roline-Fall) . Die eingrenzenden Argu
mente sind dem staatlichen und juristi
schen Denken vertraut. Sie haben eine 
lange gewachsene immanente Plausibili
tät und prinzipielle überzeugungs kraft. 
Der Präzedenzwert des Kuba-Falles ist 
auch hier auf ganz besondere Umstände 
beschränkt. Die - geringe - C h a n -
c e ,  die Entwicklung kontrollierend in 
der Hand zu behalten, erscheint also in 
diesem Bereich (relativ) größer als in 
dem völlig vagen und ungeklärten Zu
sammenhang eines waffentechnologi
schen Gleichgewichtes. So sehr sich Rez. 
mit H. in dem Wunsche zur Beschrän
kung von Gewaltanwendung ell11g 
weiß - der von H. vorgeschlagene Weg 
scheint entgegen seiner Absicht den Ku
ba-Fall noch schrankenloserer Manipu
lation anheimzustellen als eine Argu
mentation im Rahmen von Art. 5 1 .  
Zwischen seine allgemeinen Thesen über 
die Relevanz des internationalen Rechts 
und deren Überprüfung an Hand der 
erwähnten Fälle schiebt H. noch einige 
Kapitel (VII-XI) über die Einflüsse 
verschiedener Kräfte des heutigen in
ternationalen Systems auf die Substanz 
des internationalen Rechts ein. Von der 
zentralen These des Buches her gesehen 
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würde man sie eher an seinem Ende er
warten. Den wichtigsten Beitrag im Zu
sammenhang mit der modernen Tech
nologie (Kap. VII) sieht H. in dem Ge
waltverbot (Kap. X). Auch hier ist H. 
wie erwähnt optimistisch. Weder sei es 
durch das Versagen der ursprünglichen 
VN-Konzeption rechtlich irrelevant ge
worden, noch sei es tatsächlich in gro
ßem Umfange mißachtet worden. Dem 
Ausweichphänomen der internen Krie
ge und der "competing interventions" 
dritter Staaten, besonders der über
mächte im Zusammenhang mit den 
ideologischen Konflikten unserer Zeit, 
deren Auswirkung auf das Völkerrecht 
H. ein besonderes Kapitel widmet (VIII), 
steht er jedoch angesichts der Mehrdeu
tigkeit von Recht und Tatsachen unsi
cher gegenüber. Gewiß können sie nur 
vermieden werden, w e n  n beide Sei
ten im ideologischen Wettbewerb sich 
zurückhalten . . . ( 1 46). Allein da
mit ist wenig gewonnen. Und wenn 
H. noch in der zögernden Praxis der 
amerikanischen Interventionen (Kuba 
1 96 1 ,  Dominikanische Republik 1 965) 
den hemmenden Einfluß des Rechts 
sieht, so mag die Frage erlaubt sein, 
warum sie überhaupt erst stattfanden. 
Zahlreiche interessante Aspekte enthält 
das Kapitel (XI) über die Folgen der 
Verbindung des Charter-Rechts mit den 
von der Charter selbst geschaffenen in
stitutionellen Mustern, die langsam aber 
stetige Eigeninterpretation, Verände-
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rung, Fortbildung in der Praxis der Ver
einten Nationen dieses Rechts, aber 
auch anderer Rechtsbereiche durch die 
Tätigkeit etwa der International Law 
Commission oder der General Assembly, 
wobei die Rolle und Tragweite von de
ren Resolutionen sehr differenziert be
handelt werden. 

Hinsichtlich der neuen Staaten stellt H. 
schließlich fest (Kap. IX), sie hätten im 
großen und ganzen die Struktur des be
stehenden Völkerrechts akzeptiert, weil 
es eben den unentbehrlichen Rahmen 
für die Gesellschaft abgibt, in der sie 
leben und deren Werte sie im Grunde 
vollen Umfanges und in kurzer Zeit für 
sich beanspruchen, was nicht ausschließt, 
daß sie einige spezifische Prinzipien mit 
Berechtigung und Erfolg in Frage ge
stellt haben (etwa die Regeln über die 
Entschädigung bei Verstaatlichungen) . 
Die bloße Tatsache der vergrößerten 
Zahl von Staaten heute hat ganz ent
scheidende Bedeutung für die dadurch 
erschwerte Bildung von Gewohnheits
recht erlangt. Der multilaterale Vertrag 
wird zu einem Teil dessen Stelle ein
nehmen. Die allgemeine Chance der 
Rechtsbefolgung seitens der jungen 
Staaten beurteilt H. im übrigen nicht 
anders als sonst, abgesehen von der Po
sition im "Windschatten" des Wettbe
werbs der übermächte, die besondere 
"Iawlessness" ohne nachteilige Konse
quenzen erlaubt. Knud Krakau 
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